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“... dass nichts bleibt, wie es war!” - Veränderungen in der Arbeitswelt der Ein-

gliederungshilfe1 

 

Von Christian Janßen 

 

 
 

Ziel der Ökonomisierung des Sozialen ist die Kostendämpfung durch Schaffung eines Wettbe-

werbs zwischen Einrichtungen und Diensten von Pflege, Betreuung und Begleitung– wichtigen 

Bestandteilen der Daseinsvorsorge. Die Qualität von Betreuung und Begleitung spielt dabei 

gegenüber der wirtschaftlich-effizienten Organisation eine zunehmend untergeordnete Rolle.  

 

Die Auswirkungen dieser Politik eines Wettbewerbs um die billigsten Angebote in Feldern der sozialen 

Daseinsvorsorge auf die Arbeitsbedingungen in den Teams der Einrichtungen und Dienste der Ein-

gliederungshilfe sind gravierend und inzwischen vielfältig untersucht).2 Dabei ist die prekäre Situation 

in Krankenhäusern und der Altenpflege bereits Thema der öffentlichen Diskussion.3 Die Eingliede-

rungshilfe-z.B. in Form von Assistenz zur gesellschaftlichen Teilhabe von Menschen mit seelischen 

                                                
1
Bei dem Beitrag handelt es sich um die aktualisierte Überarbeitung eines Vortrags des Autors auf einer Tagung 

der ver.di-Bundesfachkommission-Behindertenhilfe mit dem Titel: »... dass nichts bleibt, wie es war! – Verände-
rungen in der Arbeitswelt der Behindertenhilfe im Zuge neuer gesetzlicher Regelungen« am 12.-13.9.2019 in 
Weimar. Eine gekürzte Version dieses Textes wurde in „Soziale Psychiatrie“ (2020, 4, 40-43) veröffentlicht. Auf 
der ver.di-Seite https://gesundheit-soziales.verdi.de/mein-arbeitsplatz/behindertenhilfe/++co++fddb2c7e-5732-
11eb-bea5-001a4a160116 findet sich die Textfassung des Vortrages. 
Im Sozial- und Gesundheitsweisen sind 70-90 % der Beschäftigten Frauen. Deshalb wird in diesem Text die 
weibliche Sprachform benutzt - Männer sind selbstverständlich immer mitgemeint. 
2(z.B. Fischbach: Unterschiedliche Wertschätzungserfahrungen in der Alten- und Krankenpflege, in: Ciesingerua.: 

Berufe im Schatten(2011); Klatt: Alten- und Krankenpflege im Spiegel der öffentlichen Wahrnehmung. Ergebnisse 
einer reprä-sentativen Bevölkerungsbefragung zur Wertschätzung zweier Dienstleistungsberufe, in: Ciesinger u.a. 
aaO; Hasselborn, H.M., Vorzeitiger Ausstieg aus der Pflege – ein zunehmendes Problem für den Gesundheits-
dienst. Zusammenfassung von Ergebnissen aus der NEXT-Studie. NEXT-Newsletter. 1, 2002, ders. & Tacken-
berg, P., Effort-Reward-Imbalance bei Pflegepersonal in Deutschland im internationalen Vergleich – Ergebnisse 
von der europäischen NEXT-Studie. Zbl. Arbeitsmedizin.2004,  54 u. 460-470, ders. et. al., Der Wunsch nach Be-
rufsaustieg bei Pflegepersonal in Deutschland. In: Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (Baua), 
Dortmund, 2005. 135-146; Goesmann: Die Wertschätzung für die Pflegeberufe im Spiegel der Statistik (2009); 
verdi: Arbeitsethos hoch, Arbeitshetze massiv, Bezahlung völlig unangemessen, Beschäftigte in Pflegeberu-
fen(2013), vgl. Janßen: Betriebsräte und Mitarbeitendenvertretungen als Akteure gegen die zunehmende Öko-
nomisierung in sozialen Arbeitsfeldern - Das Beispiel des Bielefelder Appells, In: Müller, C., Mührel, E. & Birgmei-
er, B. (Hrsg.), Soziale Arbeit in der Ökonomisierungsfalle? Analysen und Alternativen (2015), S. 245-276. 
3z.B. Flintrop, J. & Rabbata, S., „Der Deckel muss weg!“, Deutsches Ärzteblatt, 2008, 105, 40, A2072-72; Lind-
hoff, A. "Diese Lobhudelei ärgert mich", Krankenpfleger Marc Gonschorek über die Angst vor italienischen Ver-
hältnissen und darüber, warum bessere Gehälter wichtiger sind als Applaus, Frankfurter Rundschau, 4.4.2020. 

https://gesundheit-soziales.verdi.de/mein-arbeitsplatz/behindertenhilfe/++co++fddb2c7e-5732-11eb-bea5-001a4a160116
https://gesundheit-soziales.verdi.de/mein-arbeitsplatz/behindertenhilfe/++co++fddb2c7e-5732-11eb-bea5-001a4a160116
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und geistigen Behinderungen-hat (noch) nicht den Sprung über die Wahrnehmungsschwelle geschafft 

- auch nicht in der Zeit der Corona-Pandemie.4 

 

 

Die Gesundheitsberichte der Krankenkassen dokumentieren seit langem die besondere Belastung 

von Beschäftigten in sozialen Arbeitsfeldern: Fehlzeiten, die deutlich höher sind als in anderen Bran-

chen oder im Durchschnitt der Versicherten in Deutschland (), vgl. Abb. 1).5 

 

Abb. 1 Krankentage ausgewählter Berufe im Gesundheits- und Sozialwesen (2009) 

 

 
Zusammenstellung aus: BKK, 2010, S.94 

 

 

Die Krankentage im Gesundheits- und Sozialwesen sind seit 2009 gestiegen, von 14,5 auf 20,4 AU-

Tage im Jahr 2018.6 Innerhalb der Branche waren 2009 Helferinnen um fast 60 % (mehr als 8 AU-

Tage länger), Krankenschwestern um 15 % (mehr als 2 AU-Tage) länger krankgeschrieben als der 

Durchschnitt. Seitdem hat die BKK keine Auswertung für einzelne Pflege- und Betreuungsberufe mehr 

differenziert. Verschiedene Kriterien wie z.B. psychische Erkrankungen sowohl in ambulanter wie sta-

tionärer Behandlung (insbes. neurotische, Belastungs- sowie affektive Störungen) oder die Tagesdo-

sen für Antipsychotika und Antidepressiva belegen die besonderen Belastungen auch zehn Jahre spä-

ter. Die Fehlzeiten wegen psychischer Erkrankungen sind 2018 bei Altenpflegerinnen doppelt so hoch 

wie im Durchschnitt der Versicherten.7 Andere Krankenkassen bestätigen diese Zahlen.8 

 

 

Die  Daten werden durch verschiedene subjektive Befragungen gestützt .9 Die Sonderauswertung im 

»DGB-Index Gute Arbeit« 2013 zeigt z.B., dass drei Viertel aller Befragten in Pflege, Betreuung und 

Begleitung nicht davon ausgehen, dass sie ihre Arbeit ohne Einschränkungen bis zur Rente ausüben 

können. Das Rentenalter angesichts der steigenden Anforderungen gesund zu erreichen, wird nur von 

einem Fünftel der Befragten erwartet. 

 

                                                
4Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft, Landesbezirksleitung NRW, Offener Brief an den Ministerpräsidenten 
NRW zur Corona-Prämie in der Eingliederungshilfe, Düsseldorf, 6. Mai 2020 abrufbar unter: https://mehr-braucht-
mehr.verdi.de/offener-brief [26.1.2021] 
5z.B. Gesundheitsreports BKK, 2010, 2019; TK, 2019. 
6BKK Gesundheitsreport 2019, S.97. 
7BKK Gesundheitsreport 2019. 
8z. B. TK Gesundheitsreport 2019) 
9ver.di: Sonderauswertung DGB-Index Gute Arbeit: Arbeitsqualität aus Sicht der Krankenpfleger/-innen (2008); 

ver.di: Sonderauswertung DGB-Index Gute Arbeit: Arbeitsqualität aus Sicht der Altenpfleger/innen (2008); vgl. 
Abb. 2 

zur Branche 

+ 60 %  

+ 15 %  

https://mehr-braucht-mehr.verdi.de/offener-brief
https://mehr-braucht-mehr.verdi.de/offener-brief
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Wie hat sich die Arbeit in der Eingliederungshilfe verändert? 

Allgemeine Beschreibungen und Untersuchungen bleiben abstrakt. Eine Entscheidung der Politik und 

Krankmeldungen von Mitarbeitenden erscheinen dabei zunächst unabhängig voneinander (vgl. z.B. 

für das BTHG Janßen 2017a, b). Im Folgenden soll eine genauere Betrachtung der Arbeitsbedingun-

gen in der stationären Arbeit einen Hinweis auf die zunehmende Arbeitsverdichtung geben, die paral-

lel zu den überdurchschnittlichen Krankentagen verläuft. Aus Sicht des Autors kann dabei die Verän-

derung der Personalsituation im Arbeitsfeld einen Hinweis auf die Folgen politischer Entscheidungen 

geben. 

 

Die Folgen einer 25-jährigen Politik der Vermarktlichung im Gesundheits- und Sozialbereich zeigen 

sich in den obengenannten subjektiven und objektiven Befunden. In der täglichen Arbeit, insbesonde-

re im Bereich der Eingliederungshilfe, werden sie durch Verschlechterungen in der Arbeits- und Per-

sonalsituation deutlich. Diese These soll anhand der Veränderungen in einem Wohnheim für Men-

schen mit geistiger Behinderung konkretisiert werden. In der hier beispielhaft betrachteten Einrichtung 

geht es um ein 1924 erbautes und 2019 letztendlich aufgegebenes Haus eines großen diakonischen 

Unternehmens. Alle Angaben basieren auf Interviews, die mit Mitarbeitenden aus der Einrichtung im 

Jahr 2014 geführt wurden. 

 

In den 70er Jahren hatten in der Einrichtung noch 61 junge Männermit Epilepsie gelebt. In dem jetzt 

zu betrachtenden Zeitraum zwischen 2000 und 2014 war die Einrichtung für die Begleitung von 28 

Menschen konzipiert, die in vier Wohngruppen auf zwei Etagen lebten. Es gab im Gebäude einen 

Nord- und einen Südflügel (in den Abbildungen „Nord“ und „Süd“). 

Zu Anfang des Jahrtausends - fünf Jahre nach Ende des Kostendeckungsprinzips in der Eingliede-

rungshilfe (s. S.8) war die Einrichtung für die Betreuung von Menschen mit Epilepsie in vier Kleingrup-

pen mit je sieben begleiteten Menschen aufgeteilt. Eine Hausleitung („HL“) war für Verwaltungsaufga-

ben zuständig. Das Dienstplanschema sah zwölf Mitarbeitende im Tagdienst vor, davon acht Fach- 

und vier Hilfskräfte, einschließlich der vier Gruppenleitungen. 
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Abb. 3 

 
 

 

Etwa fünf Jahre später war nur mehr eine Gruppenleitung für jede Etage zuständig und damit noch 

zehn Mitarbeitende im Dienst geplant. Aufgrund von Schwierigkeiten bei der Krankheits- und Urlaubs-

vertretung wurden 2008 zwei Etagengruppen für je vierzehn Bewohnerinnen gebildet. Im Oberge-

schoss lebten die Menschen mit größerer Selbstständigkeit. Zwei sogenannte Teamleitungen („TL“) 

übernahmen im Rahmen der Einführung flacher Hierarchien die Arbeit der ehemaligen Hausleitung. 

Sie arbeiteten nach Bedarf auf der Gruppe mit. Im Obergeschoss waren noch eine, im Erdgeschoss 

zwei weitere Fachkräfte zusammen mit je einer unterstützenden Kraft für die Betreuung geplant. Ins-

gesamt wurden jetzt bei weiterhin 28 Plätzen nur noch sieben statt zehn Mitarbeitende geplant, darun-

ter zwei Hilfskräfte (Abb. 4). 

 

Abb. 4 

 
 
 

Gleichzeitig hatte zudem auch ein Wandel in der Klientel eingesetzt. Im Unternehmen wurden nicht 

mehr überregional Menschen mit Epilepsie aufgenommen, dafür aber zunehmend Menschen mit geis-

tiger Behinderung und starken Verhaltensauffälligkeiten. Zudem forcierte der Kostenträger die Maxime 

„ambulant vor stationär“, Menschen mit leichterer Behinderung verließen die Einrichtung und gingen in 

ambulante Betreuung. 

 

Verbesserte Wohnqualität – mit Folgen… 

In der Folgezeit wurde die Einrichtung 2012 von 28 auf 21 Plätze verkleinert; es gab nunmehr aus-

schließlich Einzelzimmer. Zwei Fachkräfte je Schicht begleiteten die einundzwanzig Bewohnerinnen. 

Sie wurden von zwei weiteren Kräften unterstützt. Gearbeitet wurde zunächst weiter etagenbezogen, 

gezwungenermaßen jedoch zunehmend „etagenübergreifend“. Eine verbleibende Teamleitung war 

(wie bis 2008 die „Hausleitung“) zuständig für die Organisation der Einrichtung. 
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Innerhalb von knapp 15 Jahren hatte sich die Einrichtung stark verändert: 

 

Abb. 5 

 
 

 

Der Reduzierung um sieben Plätze stand bis 2014 eine zunehmende Betreuungsintensität der Be-

wohner*innen gegenüber. Aus vier kleinen war eine große Wohngruppe über beide Etagen und die 

beiden Flügel geworden. Noch deutlicher waren die Veränderungen auf der Ebene des Personals: 

Aus vier Teams wurde eines. Statt zwölf im Dienst geplanten Mitarbeitenden, davon acht Fach- und 

vier Hilfskräften zzgl. einer Hausleitung, bestand die Mindestbesetzung nun aus vier Mitarbeitenden je 

Schicht, davon noch zwei Fachkräfte. Die Führungskraft sprang als dritte Fachkraft nur noch im Notfall 

ein. Ein Puffer für Ausfälle war nach Angaben der Mitarbeitenden nicht mehr vorhanden, sodass bei 

Krankheit improvisiert wurde. Schon diese prekäre Betreuungssituation wurde mit der Reduzierung 

der Fachkraftquote auf 50 % durch das Wohn- und Teilhabegesetz NRW verursacht.  

 

In der folgenden Abbildung ist diese Entwicklung noch einmal zusammengefasst: 

 

Abb.6 

  

 

 

Die Beobachtung der Einrichtung über 14 Jahre ist durch Arbeitsverdichtung gekennzeichnet. Die Ge-

schäftsführung reagierte auf die unzureichende Deckung der Kosten u.a. mit einer Kündigung der 

Leistungsverträge für diese und eine Reihe weiterer Einrichtungen, mit dem Ziel besserer Refinanzie-

rungs- und damit Betreuungsbedingungen. Über Jahre waren Tarif- und Entgeltersteigerungen vom 
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Kostenträger nicht vollständig refinanziert worden.10 Es folgten zähe und langwierige Verhandlungen, 

während derer die politisch gewollte „Kostendämpfung“ an die Beschäftigten weitergegeben wurde11.  

 

„Harter Kern“ 

Aus der Einrichtung wurde daneben eine Tendenz zum „harten“ Kern“ berichtet: Jantzen (1987) und 

Bradl (1990) prägten diesen Begriff für die nach der Psychiatrie-Enquète12 in den Psychiatrien verblie-

benen Menschen mit geistiger Behinderung. Heute kennzeichnet er den Kreis der Personen, die we-

gen der Schwere ihrer Auffälligkeiten und Fähigkeitsstörungen nicht mit ambulanter Assis-

tenz(„kostengünstig“ wie alle anderen) inkludiert werden können. Diese Tendenz hat auch mit gesell-

schaftlichen Ausschlussprozessen zu tun. Mit der Umsetzung des BTHG ist zu befürchten, dass die-

ser „harte Kern“ zukünftig konzentriert in den „besonderen Wohnformen“ leben wird und sich die Ar-

beitsbelastungen der Mitarbeitenden dadurch dort weiter verschärft. Denn neu aus ihren Familienauf-

genommen werden lediglich entsprechend „schwierige“ Menschen, sodass eine Konzentration von 

Problemen und Gewalt in den „besonderen Wohnformen“ zu befürchten ist. Damit ist bei reduziertem 

und gleichzeitig dequalifiziertem Personal die Klientel schwieriger: mehr Verhaltensauffälligkeiten, 

psychische Störungen und Gewalt. 

 

Diese Befürchtung wird durch eine Analyse des Unfallgeschehens im Unternehmen mit mehr als 5000 
Beschäftigten bestätigt. Der Anteil von Gewaltvorfällen an den Unfallanzeigen hat insgesamt deutlich 
zugenommen und macht regelmäßig mehr als ein Drittel aller Unfallanzeigen aus. Abbildung 7 zeigt 
die Entwicklung von Unfallanzeigen aufgrund Gewaltereignissen13  
Inzwischen hat sich der hier dargestellte Trend auf hohem Niveau stabilisiert. 

 

Abb. 7 

 
 

 

  

                                                
10

 Landschaftsverband Westfalen-Lippe 

Beschlussvorlage: Maßnahmen für ein Haushaltskonsolidierungsprogramm 2016 bis 2019, Drucksache Nr.: 
14/0390, Münster, 19.05.2015, insbes. S.12, abrufbar unter: http://www.lwl.org/abt20-
download/finanzen/haushalt/Vorlage_14_0390.pdf [10.07.2021], ders., Bisherige Haushaltskonsolidierung, 
Drucksache Nr.: 14/0389, Münster, 21.05.2015, hier S.6, abrufbar unter: http://www.lwl.org/abt20-
download/finanzen/haushalt/Vorlage_14_0389.pdf [10.07.2021], LAG Freie Wohlfahrtspflege NRW, 2016 
11 Landschaftsverband Westfalen-Lippe, Bisherige Haushaltskonsolidierung, Drucksache Nr.: 14/0389, Münster, 

21.05.2015a (insbes. S.6-8), http://www.lwl.org/abt20-download/finanzen/haushalt/Vorlage_14_0389.pdf 
[10.7.2021], ders., Beschlussvorlage: Maßnahmen für ein Haushaltskonsolidierungsprogramm 2016 bis 2019, 
Drucksache Nr.: 14/0390, Münster, 19.05.2015b (insbes. S.12), http://www.lwl.org/abt20-
download/finanzen/haushalt/Vorlage_14_0390.pdf [10.7.2021] 
12 Bericht über die Lage der Psychiatrie in der Bundesrepublik Deutschland - Zur psychiatrischen und psychothe-

rapeutisch/psychosomatischen Versorgung der Bevölkerung, Deutscher Bundestag, 1975, Finzen, 2015 
13 van Lessen, M., Gewaltprävention: Gewalt und Aggression managen? – Beispiele und Anwendung in der be-

trieblichen Praxis, Satellitensymposium der BGW zum 12. Pflegefortbildung des Westens in Köln (ehemals Jura-
Health Congress, JHC) in Köln, Sartory-Säle am 23.5.2019, Köln, Redaktion Rechtsdepesche, 2. Juni 2019 
https://www.rechtsdepesche.de/gewalt-und-aggression-managen-beispiele-und-anwendung-in-der-betrieblichen-
praxis/ [22.5.2020] 

http://www.lwl.org/abt20-download/finanzen/haushalt/Vorlage_14_0390.pdf
http://www.lwl.org/abt20-download/finanzen/haushalt/Vorlage_14_0390.pdf
http://www.lwl.org/abt20-download/finanzen/haushalt/Vorlage_14_0389.pdf
http://www.lwl.org/abt20-download/finanzen/haushalt/Vorlage_14_0389.pdf
http://www.lwl.org/abt20-download/finanzen/haushalt/Vorlage_14_0389.pdf
http://www.lwl.org/abt20-download/finanzen/haushalt/Vorlage_14_0390.pdf
http://www.lwl.org/abt20-download/finanzen/haushalt/Vorlage_14_0390.pdf
https://www.rechtsdepesche.de/gewalt-und-aggression-managen-beispiele-und-anwendung-in-der-betrieblichen-praxis/
https://www.rechtsdepesche.de/gewalt-und-aggression-managen-beispiele-und-anwendung-in-der-betrieblichen-praxis/
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Gute Ansätze, fatal gewendet 

In den letzten Jahrzehnten hat die Arbeit mit Menschen mit geistiger Behinderung und psychischen 

Störungen sehr viele fortschrittliche Entwicklungen, etwa hinsichtlich Selbstbestimmung und Partizipa-

tion hervorgebracht. Ein Meilenstein war hier z.B. die Ergänzung des Artikel 3 Absatz 3 GG: „Niemand 

darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden“ im Jahr 1994. Die UN-

Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) von 2006 enthält für Selbstbestimmung und Partizipation ent-

scheidende Elemente, auch wenn die englische Originalfassung nach Ansicht von Selbstbestimmt-

Leben-Gruppen bei der Übersetzung in wichtigen Punkten verwässert wurde
14. Auch muss die Frage 

erlaubt sein, ob Inklusion in einer ausgrenzenden Gesellschaft wie Deutschland überhaupt möglich 

ist15.  

 
Aus unseren sozialpolitischen Forderungen: „Raus aus den Anstalten“ oder „Ambulant vor stationär“ 

ist die zunehmende Ambulantisierung aller Arbeitsformen in der Eingliederungshilfe geworden (oder 

sie wird es gerade): Aber nicht, weil es politisch oder gesellschaftlich richtig ist, sondern weil die Kos-

tenträger sie als Maßnahme zur Kostendämpfung entdeckt haben. Für die professionelle Betreuung ist 

dabei insgesamt klar, dass Kostendämpfung und Einsparungen im Gesundheits- und Sozialwesen bei 

mindestens 75 % Personalkosten immer Reduzierung von Personal, mehr Hilfskräfte und Einsparun-

gen beim Gehalt heißen. 

 

Gesundheit als Ware 

Die berichtete Reduzierung des Personals bei gleichzeitig zunehmend schwieriger Klientel ist das Er-

gebnis politischer Entscheidungen in den letzten fünfundzwanzig Jahren: seit dieser Zeit werden 

Marktmechanismen im Gesundheits- und Sozialwesen angewendet. Insgesamt betrachtet ist eine 

neoliberale Interpretation des Staates seit 40 Jahren ideologische Grundlagefast allerpolitischer Betä-

tigungsfelder. 

Vertreter des Neoliberalismus propagieren die These, dass der Staat insgesamt eine möglichst gerin-

ge Rolle spielen sollte, um den Markt nicht zu stören.16 

In dieser Ideologie werden Menschen und Staat auf profitrelevante Teilnehmer reduziert. Entschei-

dende PolitikerInnen bei der Etablierung markliberaler Vorstellungen waren Magret Thatcher in Eng-

land ab 1979 sowie Ronald Reagan ab 1981.Reagan formulierte dies kurz und knapp: „Der Staat ist 

nicht die Lösung, der Staat ist das Problem."  

In Deutschland begann diese Entwicklung spätestens 1982 mit der Aufkündigung der sozialliberalen 

Koalition und dem politischen Schwenk der FDP zur CDU, die damals das Bürgerrechtliche durch das 

Wirtschaftsliberale ersetzte:  

 

                                                
14 Netzwerk Artikel 3, 2008 
15 Soltauer Initiative, Soltauer Denk-Zettel Nr. 3, Kopieren erwünscht!, Zwei Welten, Anstiftung zum kreativen Wi-

derstand, Unfrisiert! Einseitig!, Bielefeld, Januar 2012, www.soltauer-impulse.culturebase.org, Trunk, W., „Inklusi-
on“ – behindertenpolitischer Fortschritt?. Sozialismus, 2011, 4, 46-48, Wohlfahrt, N., Inklusive Sozialpolitik – Leit-
bild, Konzept und behindertenpolitische Herausforderungen, Teilhabe, 2018, 2 
16Anmerkung in der aktuellen Corona-Pandemie: Dieselben Vertreter rufen aber in Krisenzeiten (wie auch in der 

„Banken-“ und Finanzkrise) in schöner Regelmäßigkeit nach dem Staat, der z.B. nach erfolgter Dividendenaus-
schüttung durch Abwrackprämien oder Kurzarbeit die Autoindustrie retten soll. 

http://www.soltauer-impulse.culturebase.org/
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In der Regierungserklärung vom 4. Mai 1983 hatte Helmut Kohl formuliert: "Wir wollen nicht mehr 

Staat, sondern weniger. Weg von kollektiven Lasten, hin zur persönlichen Leistung; weg von verkrus-

teten Strukturen, hin zu mehr Beweglichkeit, Eigeninitiative undverstärkter Wettbewerbsfähigkeit". 

Diese bis heute als „alternativlos“ skizzierte systematische Veränderung des politischen Koordinaten-

systems hat bekanntlich extreme Folgen für die Einzelnen wie für die Gesellschaft. 

 

Immer wiederkehrende Stichworte dieser Politik sind z.B. Investitionsanreize und steuerliche Entlas-

tungen für Unternehmen, Senkung (bzw. 1997 das Aussetzen) der Vermögenssteuern, bei gleichzeiti-

ger Erhöhung der Mehrwertsteuer und der Beiträge für Renten- und Arbeitslosenversicherung oder die 

Kürzung von Krankenkassenleistungen.17 

 

Mit den Kanzlerschaften Kohl, Schröder und Merkel ging auch die Verbesserung der „Arbeitsbedin-

gungen“ für Investoreneinher. Versicherungsunternehmen profitierten von der notwendigen privaten 

Absicherung für Krankheit, Rente und Pflege. Investmentgesellschaften nutzten Kollateralschäden an 

den Börsen. Zur Jahrtausendwende ersetzte der "aktivierende Sozialstaat" mit „Hartz IV“ die bisherige 

solidarische Version eines aktiven Sozialstaats. 

 

 

Vor etwa 25 Jahren ist diese Politik schließlich auch auf den Gesundheits- und Sozialbereich ausge-

weitet worden und umfasste verschiedene „Reformen“ in der Gesundheitsversorgung.18„Private Equi-

ty“ gibt es z.B. dem Sinn nach auch im Sozialbereich. Damit ist das Prinzip der „privatwirtschaftlich-

staatlichen Zusammenarbeit“ gemeint mit dem Ergebnis (oder eher dem politischen Ziel), „Gewinne 

werden privatisiert und Verluste sozialisiert“19: Private Unternehmen und Investoren breiten sich im Al-

tenpflegesektor oder im Krankenhausbereich aus und nutzen staatliche Zuschüsse, Fallpauschalen 

oder Pflegesätze für ihre Renditeversprechungen gegenüber ihren Investoren. 

 

 

                                                
17vgl. Rösler: Kanzler Kohls „geistig-moralische Wende von 1983 - der Beginn der neoliberalen Phase in der Ge-

schichte der Bundesrepublik, Vortrag in der Historischen Kommission des Bundestags anlässlich des 30. Jahres-
tages der neoliberalen Wende in der Bundesrepublik Deutschland, Berlin, 16. Juni 2012, http://archiv2017.die-
linke.de/partei/weitere-strukturen/berufene-gremien/historische-kommission/diskussionsbeitraege/kanzler-kohls-
geistig-moralische-wende-von-1982-beginn-der-neoliberalen-phase-in-dergeschichte-der-bundesrepublik/ 
18Gerlinger, Th. & Schönwälder, Th.: Etappen der Gesundheitspolitik 1975 bis 2012, Bundeszentrale für politische 

Bildung, Berlin, 2012, http://www.bpb.de/politik/innenpolitik/gesundheitspolitik/72974/etappen 
19ag du bist bertelsmann, Broschüre gegen Ökonomisierung und Bertelsmann, 2009. 
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In der Altenhilfe wird bereits etwa die Hälfte der Einrichtungen privat geführt (Abb. 9). Investoren be-

stimmen inzwischen in manchen Bundesländern auch über den größten Teil der stationären Gesund-

heitsversorgung.20Gewerkschaften sprechen von „Rosinenpickerei“, wenn dabei nur lukrative Bereiche 

übernommen werden. Defizitäre Bereiche sollen gerne öffentlich-rechtlich oder konfessionell fortge-

führt werden. Alternativ wird durch die Privaten nur eine „Not“-Versorgung in diesen Bereichen ge-

währleistet. In durch Privatisierung betroffenen Gesundheitsbereichen zeigen sich personalbezogen 

häufig die gleichen Probleme: Lohndumping durch Tarifflucht bei gleichzeitiger Personalreduzierung 

und Störung der gesetzlichen Mitbestimmung.21 

 

 

Eingliederungshilfe in Not seit 25 Jahren 

In der Eingliederungshilfe ist es die Politik, die über ihre Kostenträger leere Kassen oder die Schul-

denbremse für sich reklamiert. Dabei ist das Ende des Kostendeckungsprinzips 1995 entscheidend, 

denn es läutete in der Eingliederungshilfe die Phase der Ökonomisierung und Vermarktlichung ein. 

Damit endete die Zeit, in der die Kostenträger den Einrichtungen allein Rechnung gestellten Kosten 

erstatteten. 

 

Die Folgen dieser Markt- und Wettbewerbsorientierung in sozialen Arbeitsfeldern besteht in zuneh-

menden Refinanzierungsproblemen sowie einer Verschlechterung des Betreuungsschlüssels und da-

raus folgend auch der Arbeitsbedingungen. Sie wurden in diesem Text konkretisiert. 

In allen Bereichen der Pflege, Betreuung, Begleitung und auch in der Hilfe für sozial geschwächte 

Menschen ist dadurch ein nie für möglich gehaltener Arbeitsdruck mit den einhergehenden oben be-

                                                
20Bundesärztekammer: Zunehmende Privatisierung von Krankenhäusern in Deutschland. Folgen für die ärztliche 

Tätigkeit - Voraussetzungen, Wirkungen, Konsequenzen und Potenziale aus ärztlicher Sicht, Berlin Juni 2007 
www.bundesaerztekammer.de/fileadmin/user_upload/downloads/Privatisierung_Krankenhaeuser_2007.pdf 
[22.5.2020] 
21Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft: Personalentwicklung und Fallzahlen 2000 bis 2010. ver.di.publik, drei. 

2012. 41. 3 
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schrieben psychischen Belastungen in den Einrichtungen und Diensten entstanden, wie die oben an-

geführten Zahlen der Arbeitsunfähigkeit zeigen. 

 

Staatliche Kostenträger als Geldgeber und nachfolgend die Einrichtungen reagieren  

 mit Tarifflucht in einem Feld mit ohnehin geringer Tarifbindung (besonders ausgeprägt in der 

Altenpflege), aber auch 

 mit der erwähnten Umdeutung sozialpolitischer Konzepte in neoliberale Richtung. Ambulant 

geht vor stationär – wenn es zur Kostendämpfung genutzt werden kann; anderenfalls gilt der 

Mehrkostenvorbehalt. 

 

Das führt zu der schon beschriebenen Arbeitsverdichtung, aber auch zur Zerfaserung von Teams 

dadurch, dass Kolleginnen und Kollegen nur noch als quasi-Ich-AG allein in der Begleitung arbeiten 

und führt im Ergebnis zu „indirekter Steuerung“22 (Peters, 2010, 2016, Siemens, 2015): Beschäftigte 

übernehmen nun Arbeitgeberfunktionen-sie planen und organisieren ihren Dienst wie auch ihre 

Krankheitsvertretung selbst, ohne dass eine Leitung handeln muss. Zur Not dokumentieren sie auch 

außerhalb der Arbeitszeit noch eben zu Hause und werden auf dem privaten Handy über What´sApp 

aus dem Frei geholt. Diese Kombination von Indirekter Steuerung und Digitalisierung ist neu. 
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Bielefelder Appell 

Mit dem Bielefelder-Appell23 haben bereits 2012 zweiunddreißig Betriebsräte und Mitarbeitendenver-

tretungen, die für mehr als 27.000 Beschäftigte in der „Hauptstadt der Diakonie“ zuständig sind, darauf 

reagiert, die beschriebene Entwicklung dargestellt und gewarnt: Krankenstände in sozialen Arbeitsfel-

dern haben Höchstwerte erreicht, die Personalschlüssel und Gehälter dagegen - relativ gesehen - 

Tiefstwerte. Wir fahren die soziale Arbeit – Begleitung, Betreuung und Pflege – mit hoher Geschwin-

digkeit an die Wand. 

                                                
22Peters, Kl.: Wie Krokodile Vertrauen schaffen, Ein Vortrag über das neue Organisationsprinzip der Unterneh-

men, 2010 http://www.cogito-institut.de/Pages/Krokodil.aspx; ders.: Indirekte Steuerung und interessierte Selbst-
gefährdung - KONSEQUENZEN NEUER MANA-GEMENTMETHODEN FÜR PSYCHISCHE BELASTUNGEN 
UND DEN ARBEITS-UND GESUNDHEITSSCHUTZ; Vortrag auf der Tagung der BFK Behindertenhilfe zum 
BTHG, Göttingen, 24.6.2016 [6.1.2017]; Siemens, St.: Indirekte Steuerung von Gruppen, Neue Formen des Ar-
beitsdrucks, DGB-Gegenblende, 29.01.2015 http://gegenblende.dgb.de/++co++6d0f32ee-a7b1-11e4-9527-
52540066f352 
23Janßen, Chr.: Wie viel sind uns Menschen wert? Banken und Autoindustrie werden gepäppelt. Für die Arbeit mit 

Menschen ist weniger Geld da. Das kann nicht sein, mahnt der Bielefelder Appell, Teil 6 der Publik-Forum-Serie 
Aktion Sozialwort 2013, Publik Forum, 2013, 15, 17;ders. In: Müller, C. et al., aaO.; Zechert, Chr. Steigender 
Druck, sinkende Motivation. Bielefelder Beschäftigte in Pflege und sozialen Diensten schlagen Alarm, Psychoso-
ziale Umschau, 2012, 4, 4-5. 

http://www.cogito-institut.de/Pages/Krokodil.aspx
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Der Bielefelder Appell wurde von den Dachorganisationen von mehr als 2.000 MAV´en unterschrie-

ben, die nach eigenen Angaben etwa 440.000 Beschäftigte v.a. in diakonischen und Einrichtungen der 

Caritas vertreten.  

 

In der Corona-Pandemie hat der Bielefelder Appell 2021 darauf aufmerksam gemacht, dass Klatschen 
vom Balkon und Schokolade für die Teams ergänzt werden müssen durch anständige Gehälter, Per-
sonalmindeststandards und Maßnahmen zum Gesundheitsschutz, die insgesamt den Wert sozialer 
Arbeit widerspiegeln müssen.24. Dies geht nur über einen Systemwechsel, der die Marktmechanismen 

in der Daseinsvorsorge aufhebt und wie den Menschen in den Mittelpunkt stellt und damit auch die 
Qualität der Begleitung und Pflege.  
 

 

Was hat das alles mit dem Bundesteilhabegesetz zu tun? 

Es wurde dargestellt, dass die Vorgeschichte des BTHG sozialpolitisch durch eine Stärkung der Men-

schen mit Behinderung gekennzeichnet ist - auch wenn das immer noch nicht ausreicht. Das BTHG ist 

so formuliert, dass es sich konstruktiv sowohl zur Entspannung in den Einrichtungen wie auch zur Mit-

arbeitendengewinnung und Qualifizierung nutzen ließe - denn auch ein anständiger Tarif darf jetzt 

nicht mehr als unwirtschaftlich abgelehnt werden (§ 124 Abs. 1 SGB IX). 

 

Wichtig sind zunächst zwei entscheidende Wechsel für die stationäre Arbeit: 

 es erfolgt die Herauslösung der Eingliederungshilfe aus der Sozialhilfe durch Trennung der 

existenzsichernden Leistungen (HLU über Grundsicherung) von den Fachleistungen der Ein-

gliederungshilfe.  

 Das BTHG unterscheidet zukünftig darüber hinaus nicht mehr zwischen ambulanter und stati-

onärer Begleitung. 

Damit ändert das BTHG die Situation vor allem für die Arbeit in den bisherigen stationären Einrichtun-

gen, die nun „besondere Wohnformen“ heißen. 

 

Das BTHG kann jedoch auch zur einer weiteren Markt- und Wettbewerbsorientierung, der Vermarktli-

chung sozialer Arbeit genutzt werden. Wie sonst lassen sich Formulierungen deuten wie: 

 „Effizienzrendite“25,  

 die Wettbewerbsklausel über einen externen Vergleich mit anderen Einrichtungen (in § 124 

Abs.1 SGB IX). Über Benchmarking lassen sich gewünschte Konkurrenzen schaffen.  

 Weitere Anhaltspunkte sind das in § 124 Abs.2 SGB IX aufgenommene „andere Personal“, 

das den zunehmenden Einsatz von Hilfskräften ermöglicht oder die Tatsache, dass 

 „andere Leistungsanbieter“ - also private Unternehmen mit wenigen Auflagen durch die Be-

hörden - für Arbeitsangebote von Menschen mit Behinderung hier erstmals im SGB IX auftau-

chen. 

 

Das BTHG gibt vor, die Situation von Menschen mit Behinderung zu verbessern.  

Wenn das zweite Ziel jedoch heißt „keine neue Ausgabendynamik”26 und eine „effizientere Leistungs-

erbringung”27, dann geraten insbesondere Menschen mit Mehrfachbehinderung oder schweren psy-

chischen Störungen leicht aus dem Blick.  

                                                
24Bielefelder Appell 2021 – 25 Jahre Ökonomisierung der Daseinsvorsorge. Dazu auch Janßen, Chr.: Geld ist 

genug da – es muss nur anders verteilt werden! Der »Bielefelder Appell« – Forderungen zur Aufwertung sozialer 
Arbeitsfelder, Soziale Psychiatrie, 2015, 4, 24-26. 
25Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates vom 23.09.2016 zum Gesetz zur 

Stärkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderung, BR-Drs. 428/16 (Beschluss), 
10.10. 2016. 
26Bundesministerium für Arbeit und Soziales (Hrsg.) Arbeitsgruppe Bundesteilhabegesetz 10. Juli 2014 - 14. April 

2015 - Abschlussbericht - Teil B, Bonn, 2015. 
27Vgl. Fn. 20, S. 3. 
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Die möglichen Auswirkungen auf die Mitarbeitenden sind dabei nicht positiv. Mechanismen der Öko-

nomisierung unterstützen die Dequalifizierung der Arbeit mit Hilfskräften, Teilzeitverträgen, Befristun-

gen und Leiharbeit sowie Niedriglöhnen. Bürokratisierung reduziert systematisch die Empathie in 

menschlichen Beziehungen. Die Orientierung an Effizienzmaximierung, die verordnete Standardisie-

rung und Quantifizierung von Hilfeprozessen und deren differenzierte Dokumentation spitzen die Lage 

zu. Mitarbeitende sehen sich jetzt schon einem rigorosen Effizienzdruck ausgesetzt, der einer ethi-

schen Grundhaltung in der Betreuung widerspricht.  

 

Das BTHG verstärkt mit einer Modularisierung eine kostentechnisch fraktionierte Zuwendung. Betreu-

ung wird aufgespalten in einzelne Leistungspakete(Module), die von unterschiedlichen Personen oder 

Diensten erbracht werden. Eine Folge ist bereits heute zu beobachten: jeder Dienst hat nur noch sein 

konkretes Aufgabengebiet im Blick - aber nicht mehr den GANZEN Menschen. Verantwortung für die 

komplexen Lebenssituationen von Menschen lässt sich jedoch nicht fraktionieren und schadet Men-

schen, die gerade Probleme in Beziehungen zu Menschen aufweisen.28 

 

Neoliberale Vorgaben in sozialen Arbeitsfeldern finden seit langem ihr Pendant in der Sprache und 

unterhöhlen Mitmenschlichkeit und Mitgefühl zusätzlich: Mit Begriffen aus der Ökonomie wie „Kunde“, 

„Produkt“, „Leistungspaket“, „multidimensionale Zielvereinbarung“, „Ablaufoptimierung“ oder „Outco-

me“ oder z.B. in den Adjektive „hocheffizient“, „passgenau“ oder „zielorientiert“ wird das Wesentliche 

sozialer, kommunikativer Arbeit verdeckt. Im BTHG finden sich genau diese Begrifflichkeiten: „Effi-

zienzrendite“, „externer Vergleich als Benchmarking“, „Wirkungskontrolle“ oder „Modul“. 

 

Und wenn neoliberal gesprochen wird, ist verinnerlichtes neoliberales Denken und Handeln nicht weit. 

Das sollten wir uns als Arbeiterinnen mit den Menschen immer vor Augen halten. Daseinsvorsorge 

darf nicht ökonomisiert bleiben, sonst geht die Mit-Menschlichkeit ganz zugrunde. 

 

 

Christian Janßen, Dipl. Psychologe, PP 

Vorsitzender der Gesamt-Mitarbeitendenvertretung in den v. Bodelschwinghschen Stiftungen Bethel in 

Bielefeld 

E-Mail: info@sivus-online.de 

 

 

Weitere Links unter  

https://gesundheit-soziales.verdi.de/mein-arbeitsplatz/behindertenhilfe/++co++5c9d2bcc-d854-11e9-

9903-001a4a160100[12.8.2020] 

Bielefelder Appell 2012 - Der Mensch muss im Mittelpunkt stehen! 

http://www.sivus-online.de/2012-08-22_Bielefelder_Appell.pdf [10.7.2021] 

Bielefelder Appell 2021 - 25 Jahre Ökonomisierung der Daseinsvorsorge 

http://www.sivus.net/Organisatorisches/Veroffentlichungen/V_Download/Texte_41-

50/Text_47/text_47.html  [27.7.2021] 

oder www.soltauer-impulse.culturebase.org [27.7.2021] 

 

Weitere Literatur unter: www.sivus.net    
 

                                                
28Soltauer Initiative: Soltauer Denk-Zettel Nr. 5, Kopieren erwünscht!, Inklusion in Zeiten verschärfter Ausgren-

zung, Bielefeld, Januar 2015 

https://gesundheit-soziales.verdi.de/mein-arbeitsplatz/behindertenhilfe/++co++5c9d2bcc-d854-11e9-9903-001a4a160100
https://gesundheit-soziales.verdi.de/mein-arbeitsplatz/behindertenhilfe/++co++5c9d2bcc-d854-11e9-9903-001a4a160100
http://www.sivus-online.de/2012-08-22_Bielefelder_Appell.pdf
http://www.sivus.net/Organisatorisches/Veroffentlichungen/V_Download/Texte_41-50/Text_47/text_47.html
http://www.sivus.net/Organisatorisches/Veroffentlichungen/V_Download/Texte_41-50/Text_47/text_47.html
http://www.soltauer-impulse.culturebase.org/
http://www.sivus.net/

